
Aktenzeichen:

5..B.Y-552122

Verkündet

am 27„Februar 1958

Reg„0bersekretär
als Schriftführer

H 3 2 {D 3 (D 5 d e s V o l k e 3

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

Prozeßbevollmächtigte:

gegen

das Land Schleswig—Holstein, vertreten durch das
Landesversorgungsamt Schleswig—Holstein, Neumünster,
Steinmetzstraße ll,

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 270 Februar 1958,

an der mitgewirkt haben

Bundesrichter Dr° N e u h a u s
als Vorsitzender‚

Bundesrichter P e t e r s e n und

Bundesrichter S a u t t e r

als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter F e l d m a n n und

Bundessozialrichterin B e c k e r

als ehrenamtliche Beisitzer, /

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Lendessozialgerichts Schleswig vom 16„ Mai 1955

mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen

aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an dieses Gericht zurückvcrwicscn°

Von Rechts wegen°JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _
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Der Kläger nahm von 1914 bis 1919 am ersten Weltkrieg tei1„ Im

zweiten Weltkrieg wurde er wieder einberufen und zunächst im

Polenfeldzug als Infanterist eingesetzt° Vom 21„ August 1940

bis 20. April 1942 war er Kommandant eines Minensuchbootes„

Wegen eines Kniegelenkschadens wurde er von der Marine ent—

lassen, kam aber im April 1945 nach erneuter Einberufung auf

ein Vorpostenboot, das Ende April 1945 vor Norwegen versenkt

wurde. Der Kläger trieb nach seinen Angaben etwa eineinhalb

Stunden im wasser, wurde gerettet, kam zunächst nach Norwegen

in ein Lazarett und später nach Dänemark, bis er am 20° Juni

1947 aus der Gefangenschaft entlassen wurde, Die Landesver—
sicherungsanstalt (LVA„) Schleswig4Holstein erkannte durch Be—

scheid vom 11° Juni 1948 bei dem Kläger ”chronische Kniege—

lenksentzündung links mit teilweiser Versteifung des Kniegelenks

und erheblicher Beeinträchtigung der Gehfähigkeit" als Körper—

schaden an und setzte die Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE„)

auf 30 V‚H„ fest. Auf den Einspruch des Kläger: gegen diesen

Bescheid entschied der Beschwerdeausschuß bei der LVA‚ Schles—

wig—Holstein am 2° März 1949, daß eine arteriosklerotische
Demenz im Sinne der Verschlimmerung als Schädigungsfolge anzu—

erkennen und vom 1. Februar 1948 ab eine Rente auf Grund einer

MdB, um 50 V„H„ zu gewähren sei° Mit dieser Beschwerdecntschei—

dung gab sich der Kläger jedoch nicht zufrieden, Er beantragte

die Anerkennung seiner sämtlichen Beschwerden, und zwar ins—

besondere seiner rheumatischen Beschwerden, seiner Hagenbe—

schwerden und Eiweißmangelschädeno Daraufhin erkannte die LVA°

mit Bescheid vom 3, Oktober 1949 "chronische Kniegelenksent—

zündung links mit teilweiser Versteifung des Kniegelenks und

erheblicher Beeinträchtigung der Gehfähigkeit, Gehirngefäß—

leiden im Sinne der Verschlimmerung und zu Rückfällen neigender

huskelrheumatismus" als Schädigungsfolgen unter Festsetzung der

MdEo_auf 70 V„H° an; sie lehnte jedoch Wehrdienstbeschädigung

für das Magenleiden und den Eiweißmangelschaden ab° Auf den

Einspruch des Klägers gewährte der Beschwerdeausschuß der LVA°

Schleswig—Holstein mit Entscheidung vom 7° Februar 1950 eine-

Rente nach einer MdB. um 70 V„H„ bereits vom 1° Februar 1948 ab°
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/

Die hiergegen eingelegte Berufung wurde vom Oberversicherungs—

amt (OVA„) Schleswig durch Urteil vom 7„ Juli 1950 unter An—

schluß an die gutachtliche Äußerung des Gerichtsarztes zurück—

gewissen°

Mit Schreiben vom 27. Juli 1950 beantragte der Kläger die Ge—
währung eines Pflegegeldes, das ihm durch Bescheid vom 28° Au—

gust 1950 v0m lo August 1950 ab in Höhe von monatlich 20,— DM

bewilligt wurde‚ Der Einspruch des Klägers, mit dem er ein

Pflegegeld der Stufe II begehrte, hatte keinen Erfolg. Seine

Berufung wurde durch Urteil des OVA° Schleswig vom 16„ März 1951
zurückgewiesen, da das Hirngefäßleiden nur im Sinne der Ver—

schlimmerung anerkannt sei und daher auch nur insoweit bei der

Prüfung der Frage, ob der Kläger Anspruch auf Pflegegeld habe‚

berücksichtigt werden könne„

Durch Umanerkennungsbescheid des Versorgungsamts (VersorgAg)

Lübeck vom 15° Mai 1951 wurden die bisher anerkannten Schädi—

gungsfolgen nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) unter Zu—
grundelegung derselben MdB° um 70 V„H° übernommen° Ferner wurde

dem Kläger eine Pflegezulage nach @35 BVG in Höhe von 50,— DM
bewilligt„ Nachdem der Kläger erneut eine chronische Bronchitis

und Lungenblähung als Schädigungsfolgen geltend gemacht hatte,

lehnte das VersorgA° Lübeck mit Bescheid vom 190 April 1952

die Anerkennung dieser Leiden ab, da über sie bereits früher

rechtskräftig entschieden worden sei„ Der Einspruch des Klägers

gegen diesen Bescheid blieb erfolglos (Entscheidung vom 19040

1952)„ ‘

Am 19„ Dezember 1952 stellte der Kläger Antrag auf Bewilligung

einer Badekur„ Er wurde daraufhin durch die Versorgungsärztliche

Untersuchungsstelle Neumünster neurologisch, innerfachärztlich9

chirurgisch und augenfachärztlich untersucht° Die Untersuchungen

ergaben das Vorliegen einer Arthrosis dcformans des linken Knie—

gelenks mit einer Bewegungscinschrankung im linken Kniegelenk

bei einer MdE„
um 30 qu° In innerfachärztlicher und augenfach—

ärztlicher Hinsicht kamen die Gutachter zu dem Ergebnis, daß die

Gesundheitsstörungen des Klägers auf diesen Gebieten nicht im

Zusammenhang mit Kriegseinwirkungen stünden, und daß für einen

zu Rückfällen neigenden huskelrheumatismus kein Anhalt gegeben
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sei. Der Neurologe lehnte für sein Fachgebiet das Vorliegen von
Schädiguhgsfolgen überhaupt ab, da der Zusammenhang zwischen der

allgemeinen cerebralen Arteriosklerose des Klägers bei vorzeitiger

Alterung und den Kriegseinwirkungen nicht wahrscheinlich sei° Auf

Grund dieser Untersuchungsergebnisse erkannte das VersorgA°

Lübeck mit Bescheid vom 24° Juli 1953 lediglich noch "Gelenkver—
änderungen mit einer Bewegungseinschränkung des linken Kniege—

lenks im Sinne der Entstehung und Gehirngefäßleiden im Sinne

einer abgrenzbaren Verschlimmerung" als Schädigungsfolgen an; die

MdB° für diese auf den Vehrdienst zurückzuführenden Gesundheits—

störungen setzte es auf 40 V„H° fest° Als in keinem ursächlichen

Zusammenhang mit dem Wehrdienst stehend wurden folgende Leiden

bezeichnet: Allgemeine Gefäßsklerose mit Kreislaufstörung, hirn-

arteriosklerotische Veränderungen, Persönlichkeiteabbau, vor—

zeitige Alterung, beiderséitige Oberlappentuberkulose und Lungen—

blähung° Ein zu Rückfällen neigender Muskelrheumatismus wurde

als nicht mehr feststellbar erachtet° Gleichzeitig wurde dem

Kläger die bisher gewährte Pflegezulage entzogen‚ Der Einspruch

des Klägers gegen diesen Bescheid wurde mit Entscheidung vom

9„ Dezember 1953 zurückgewiesen°

Unter Vorlage einer Bescheinigung des behandelnden Arztes
Dr„Br vom 4. Februar 1954, nach welcher der Kläger an dem—

selben Tage in das Städtische Krankenhaus L Cwegen Mus—

kelrheumatismus, Bronchitis mit Lungenemphysem, inaktiver Lungen—

tuberkulose, Gehirngefäßleiden, Kreislaufstörungen und chroni—

scher Kniegelenksentzündung links eingewiesen werden ist, hat

der Kläger beim Sozialgericht (SGO) Lübeck Klage erhoben mit dem

Antrag, die in dem Bescheid vom 15° Mai 1951 aufgeführten Schä—

digungsfolgen in einen neuen Bescheid aufzunehmen und den Be—

klagten zu
verurteilen, eine Rente nach einer MdB° um 70 V„Ho

auch über den 1° September 1955 hinaus sowie die früher gewährte

Pflegezulage zu zahlen° Durch Urteil vom 210 September 1954 hat

das SG° Lübeck den angefochtenen Bescheid vom 24„ Juli 19539

und die Entscheidung des Beschw;rdeausschusses vom 9° Dezember

1953 aufgehoben und den Beklagten unter Anführung der bereits

früher anerkannt gewesenen Versorgungsleiden verurteilt, vom

l° September 1953 ab eine Rente nach einer MdB° um 70 V„H„ an
den Kläger zu zahlen„ Im übrigen hat es die Klage abgewiesen9
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weil die Voraussetzungen für die Gewährung einer Pflegezulage

nicht gegeben seien, Gegen dieses Urteil haben beide Parteien

Berufung eingelegt° Der Kläger hat die Aufhebung des angefoch—

tenen Urteils insoweit beantragt, als die Klage auf Gewährung

einer Pflegezulage zurückgewiesen worden ist° Der Beklagte hat

unter Bezugnahme auf die fachärztlichen Untersuchungen des

Klägers in der Versorgungsärztlichen Untersuchungsstelle in

Neumünster die Aufhebung des Urteils des SG° und Abweisung

der Klage beantragt, da nur die in dem angefochtenen Bescheid

vom 24° Juli 1953 genannten Gesundheitsstörungen Schädigunge—

folgen seien, die eine höhere MdE„ als 40 v„H° nicht bedingten°

Das Landessozialgericht (LSG„) Schleswig hat durch Urteil vom
16. Mai 1955 die Berufung des Klägers zurückgewieseng Auf die
Berufung des Beklagten hat es das angefochtene Urteil des SG°

Lübeck aufgehoben und den Beklagten verurteilt, dem Kläger

vom 10 September 1953 ab eine Rente nach einer m E„ um 50 v„H°

zu gewähren; im übrigen hat es die Berufung des Beklagten

zurückgewiesen° Das LSG° hat die Revision nicht zugelassen„

In den Entscheidungsgründen hat es ausgeführt: Es könne dahin—

gestellt bleiben, ob der Kläger hilflos im Sinne des Gesetzes

sei, da die weitere Voraussetzung„ des @ 35 BVG7 daß die Hilf—

losigkeit durch eine Schädigungsfolge verursacht worden sei,

nicht vorliege. Bei dem Kläger handle es sich um eine ausge«

prägte, offenbar fortschreitende cerebrale Arteriosklerose,

welche die behauptete Hilflosigkeit entscheidend beeinflusse°

Da hinsichtlich des Gehirngefäßleidens des Klägers nur eine ab—

grenzbare Verschlimmerumg durch den Wehrdienst anerkannt sei,

könne das Fortschreiten der cerebralen Arteriosklerose nicht

mehr mit dem Wehrdienst in Zusammenhang gebracht werden mit

der Folge, daß diese Verschlimmerung nicht als ursächlich für

eine etwa heute bestehende Hilflosigkeit angesehen werden

könne. Ein zu Rückfällen neigender äuskelrheumatismus als Schä—

digungsfolge sei auch dann \eiterhi n anzuerkennen, wenn nach

beschwerdefreien Zeiträumen sich neue Schübe einstellten„ Aus
diesem Grunde sei es unbeachtlich, wenn im Zeitpunkt der Unter—

suchung im Februar 1953 objektive Anzeichen für d.as Vorliegen

eines Muskelrheumatismus nicht hatten f-cs+ mt llt werden können°v30
Insoweit könne daher die Berufung des 123clagten keinen Erfolg
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haben; sie sei jedoch hinsichtlich der Höhe der MdB° begründet°
Über die bei dem Kläger vorliegenden Gelenkveränderungen und_

die Höhe der dadurch bedingten MdE° bestehe kein Streit; sie

betrage zusammen mit dem Muskelrheumatismus 30 V.H° Hinsichtlich

der einmaligen abgrenzbaren Verschlimmerung des Gehirngefäß—

leidens erscheine eine MdB° um 50 V„H‚ angemessen, so daß die

Gesamt—MdB. auf 50 V.H° festzusetzen sei,

Gegen das ihm am 5° Juli 1955 zugestellte Urteil des LSG, Schles—

wig hat der Kläger mit Schriftsatz vom 1„ August 1955 und Tele—

gramm vom 4° August 1955 Revision eingelegt° Er beantragt:

den Beklagten unter Aufhebung des angefochtenen Urteils zu
verurteilen, dem Kläger über den 31c August 1953 hinaus eine

Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 70 V„H„

und die Pflegezulage zu zahlen wegen "chronischer Kniegelenks—

entzündung links mit teilweiser Versteifung des Kniegelenks

und erheblicher Beeinträchtigung der Gehfähigkeit, Gehirn—

gefäßleiden im Sinne der Verschlimmerung und zu Rückfällen

neigendem Muskelrheumatismus‚"

Der Kläger rügt die Verletzung der @@103, 109 des Sozialge—
richtsgesétzes (SGG) und der @@l, 35 BVG„ Das LSG° habe seiner.

Pflicht zur Sacheufklürung nicht genügt, da es sich nicht be—

müht habe, die von dem Krankenhaus St in Lübeck angeforderten

Krankenunterlagen, deren Herausgabe zunächst wegen der fehlenden

Zustimmung des Klägers verweigert werden sei, zu erhalten° Es

liege nahe, daß das LSG° bei Kenntnis dieser Unterlagen zu

einer günstigeren Beurteilung der durch den Muskelrhcumatismus

des Klägers bedingten MdB, gekommen wäre° Der behandelnde Arzt

des Klägers, Dr.B ”, sei zur mündlichen Verhandlung als Zeuge

geladen worden° Das LSG. habe sich jedoch darauf beschränkt,

Dr.B lediglich hinsichtlich des Kuskelrheumatismus zu

vernehmen; darüber hinaus habe es ihm das Wort abgeschnitten,

weil er sich zu dem gesamten Fragenkomplex habe äußern wolleno

Da der Kläger die Vernehmung des Dr.B beantragt habe, sei

auch @ 109 SGG verletzt„ Endlich rügt der Kläger noch eine Ge—

setzesverletzung bei der Beurteilung des ursächlichen Zusammen«
hangs. Er ist der Meinung, daß die auf den Wehrdienst zurück—

zuführende einmalige Verschlimmerung des Gehirngefäßleidens bei

einer MdB. um 30 v.H. für den jetzigen Zustand des Klägers auf
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jeden Fall kausal sei, da ohne diese einmalige Verschlimmerung

der im übrigen altersbedingte Ablauf der hirnarterioskleroti—

schen Veränderungen nur eine entsprechend geringere MdB° herbei—

führen würde, Die anerkannte Verschlimmerung sei daher eine

Mitursache für die Hilfslosigkeit des Klägers.

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise, das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG° Schleswig zurückzuverweisen°

Er trägt vor, daß eine weitere Sachaufklärung hinsichtlich

des Leidens "Muskelrheumatismus" nicht erforderlich gewesen sei,
weil das LSG° dieses Leiden aus rechtlichen Gründen als Lei—

stungsgrund anerkannt habe° Ein Antrag nach 5 109 SGG, Dr„Berring

gutachtlich zu hören, sei im Berufungsverfahren weder mündlich_

noch schriftlich gestellt werden; das Verfahren vor dem LSG°

leide somit nicht an einem wesentlichen Mangel° & 162 Abs„ 1

Nr° 3 SGG komme deswegen nicht in Betracht, weil die Rüge des

Klägers, das LSG. habe den Begriff der Hiflosigkeit im Sinne

des @ 35 BVG verkannt, keine Gesetzesverletzung bei der Beur—

teilung des ursächlichen Zusammenhangs betreffeq

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

worden„ Sie ist auch statthaft°

Das LSG. hat die Revision nicht zugelassen° Sie findet daher

nur statt, wenn ein wesentlicher Mangel des Verfahrens gerügt

wird (@ 162 Abs. 1 Nr, 2 see) und auch vorliegt (BSG° 1 sc 150
und 254), oder wenn bei der Beurteilung des ursüchlichen Zusammen—

hangs einer Gesundheitsstörung oder des Todes mit einer Schädi—

gung im Sinne des BVG das Gesetz verletzt ist (@ 162 Abs° l
Nr° 3 SGG)° '

Der Kläger rügt mit der Revision, daß das LSG° seiner Pflicht

zur Aufklärung des Sachverhalts nicht in ausreichendem Maße

nachgekommen sei° Nach 5 103 SGG hat das Gericht den Sachver—

halt von Amts wegen zu erforschen. Es hat alle geeigneten und

notwendigen Ermittlungen anzustellen, die für die Beurteilung

des Bestehens oder Nichtbestehens des geltend gemachten An—

spruchs erheblich sind° Das tatsächliche Vorbringen der Bar—
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teien ist im Rahmen dieser Ermittlungen
zu berücksichtigen;

_
das Gericht ist jedoch nach @ 103 Satz 2 SGG an das Vorbringen

und die Beweisanträge der Beteiligten nicht gebunden° Das Ge—

richt bestimmt die Maßnahmen, die zur Aufklärung des Sachver—

halts notwendig sind° Sein Ermessen wird allerdings durch die

in @ 103 SGG festgelegte Pflicht zur Aufklärung des Sachver—-

halte in dem für die Entscheidung erforderlichen Umfang be—

grenzt, Die Verletzung dieser Aufklärungspflicht stellt einen

wesentlichen Mangel des Verfahrens im Sinne des % 162 Abs° 1

Nr, 2 SGGdar (vgl° BSG, 1 SD 91 und 194, 2 S„ 236), Die Nach—
prüfung des Verfahrens vor dem Berufungsgericht setzt voraus,
daß der Revisionskläger im einzelnen die Tatsachen und Beweis—

mittel anführt, aus denen sich mit hinreichender Deutlichkeit

ergibt, daß das LSG, seine gesetzliche Verpflichtung zur Er—

forschung des Sachverhalts verkannt hat oder ihr nicht nachge—

kommen ist, z„B° indem es Beweismittel ungenützt ließ, obwohl

die bisher erhobenen Beweise zu einer sicheren tatsächlichen

v Feststellung nicht ausreichten° Diese Voraussetzungen für die

Rüge unzureichender Saehaufklärung sind im vorliegenden Falle

erfüllte ' ‘
Der Kläger bringt in dieser Hinsicht vor, daß das Berufungs—

gerieht zwar die Krankenunterlagen des Krankenhauses S “in

Lübeck angefordert, sich aber nicht bemüht habe, diese Kranken»

unterlagen zu erhalten, nachdem das Krankenhaus ihre Heraus—

gabe wegen der fehlenden Zustimmung des Klägers verweigert habe°

Aus der bei den Akten befindlichen Bescheinigung des behandelnden

Arztes DroB‘ ist ersichtlich, daß der Kläger am 40 Februar

1954 wegen Muskelrheumatismus und wegen seiner übrigen Gesund—

heitsstörungen in das Krankenhaus S in Lübeck eingewiesen

‚werden ist° In der mündlichen Verhandlung vor dem SG, am 21„ Sep—

Itember 1954 ist Dr.Br
_

als Zeuge gehört werden„ Er hat u„a„
ausgesagt‚ es sei ihm von dem Krankenhaus 87 bestätigt werden,

daß der Kläger tatsächlich noch an Muskelrheumatismus leide°

Das LSG° hat in den Entscheidungsgründen des angefochtenen Ur—

teils auch zum Ausdruck gebracht, daß der zu Rückfüllen neigende

Muskelrheumatismus weiterhin als Sehädigungsfolge anzuerkennen

sei, da ein "zu Rückfällen neigendes” Leiden nach beschwerde-

freien Zeiträumen wieder auffleckern könne, Das Berufungsgericht
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hat weiter ausgeführt, daß über die Höhe der MdB° hinsichtlich

der Gelenkveränderungen kein Streit bestehe und hierfür zusammen

mit dem Muskelrheumatismus die Annahme einer MdB° um 30 V„H„

gerechtfertigt erscheine° Zu dieser Feststellung ist das LSG,

jedoch ohne ausreichende Sachaufklärung gelangt° Es ist zwar

richtig, daß über die Bewertung der durch die Gelenkveränderun—

gen bedingten MdB° zwischen den Parteien kein Streit besteht°

Insoweit ist stets eine MdB. um 30 v.‚H° bereits ohne Berücksich—

tigung des Muskelrheumatismvs angenommen werden° Aus den Ent—

scheidungsgründen des angefochtenen Urteils ist aber nicht zu

entnehmen, auf welche Unterlagen und Erwägungen sich die Über—

zeugung des Senats gründet, daß die MdB° für die Gelenkverän—

derungen zusammen mit dem Muskelrheumatismus 30 v„Ho betrage°

Der Kläger hat stets geltend gemacht, daß auch sein Muskelrheu—

matismus eine MdB. bedinge. Er hat entsprechende Bescheinigungen

seines behandelnden Arztes Dr.B vorgelegt und insbesondere

beantragt, das Krankenhaus S in Lübeck zu hören, in dem er

uoa. auch wegen Muskelrheumatismus gelegen habe° Obwohl das

Berufungsgericht in den Urteilsgründen selbst ausführt, daß

dieses Leiden durchaus wieder aufflackern könne, auch wenn

bei einer Untersuchung im Februar 1953 keine objektiven An—

zeichen für das Vorliegen des Leidens festzustellen gewesen

seien, hat es weder von sich aus weitere Ermittlungen angestellt

noch von dem Beweisangebot, das Krankenhaus S in Lübeck zu

hören, Gebrauch gemacht, was nach Einholung der Zustimmung des

Klägers möglich gewesen wäre. Insoweit liegt daher eine Ver—

letzung der dem Gericht nach @ lo? SGG obliegenden Pflicht

zur Aufklärung des Sachverhalts vor, Dieser wesentliche Mangel

des Verfahrens macht die Revision nach % 162 Abs° 1 Nr, 2 SGG

‚statthaft„

Das Urteil beruht auch auf dieser Geset2esverletzung, da die

Möglichkeit besteht, daß das LSG° anders entschieden hätte,

wenn es die erforderliche Sacheufklärung hinsichtlich der

ggf° durch den Muskelrheumatismus bedingten MdB, durchgeführt

hätte (vgl° BSG° 2 8° 197 : SozR„ SGG £ 162 Bl, Da 7 Nr° 29)„

Die Revision ist somit auch begründet, Da der erkennende Senat

nicht selbst entscheiden kann, weil in dieser Sache noch wei—

tere Brmittlungen erforderlich sind, mußte das angefochtene

_lo_..
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Urteil mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben

und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG„ Schleswig zurückverwiesen werden (€ 170 Abse 2 Satz 2 SGG)°

Bei dieser Sach- und Rechtslage erübrigte sich die Prüfung der

von dem Kläger erhobenen weiteren Rügen durch das Revisions—

gericht„

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten„
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